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Einleitung 

"Das Deutsche Volk, einig in seinen Stämmen"), hatte sich in seiner Verfassung 
des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 Grundnormen für Religion und Reli­
gionsgemeinschaften gegeben. Fünf dieser Artikel gelten heute wieder "für das ge­
samte Deutsche Volk,,2, das "in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands vollendet,,3 hat: "Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 
und 141 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses 
Grundgesetzes", Art. 140 GG. Unter diesen Bestimmungen befindet sich Art. 137 
III 1 WRV, das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften, das wesent­
licher Gegenstand dieser Arbeit ist: "Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwal­
tet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle gelten­
den Gesetzes". Augenfällig sind damit das Selbstbestimmungsrecht der Religions­
gemeinschaften und das Selbstbestimmungsrecht des Deutschen Volkes miteinan­
der verbunden: aus der Demokratie in die - nationalsozialistische - Diktatur4 und 
aus der - sozialistischen - Diktatur5 in die Demokratie. Auf diese Weise bringen 
die Weimarer Kirchenartikel neben der staatskirchenrechtlichen Einheit auch die 
staatsrechtliche Einheit zum Ausdruck. 

Wie eh und je stehen die Weimarer Kirchenartikel da. Diese Identität der Wei­
marer Kirchenartikel besteht - neben dem Text - mit dem Blick von damals auf 
heute in ihrer Kontinuität und mit dem Blick von heute auf damals in ihrer Histori­
zität. Identität, Kontinuität, Historizität - Gegenwart als dauernde Geschichte: An 
keiner anderen Stelle des Grundgesetzes zeigt sich das mehr als an Art. 140 GG6 . 

I PräanabelderVVR". 
2 S. 3 der Präanabel des GG. 

3 S. 2 der Präanabel des GG. 
4 Das nationalsozialistische Reginae hat die VVeinaarer Reichsverfassung und danait die 

VVeinaarer Kirchenartikel - de iure - nicht außer Kraft gesetzt. 
5 Das sozialistische Reginae hat die VVeinaarer Reichsverfassung und damit die VVeinaarer 

Kirchenartikel - de facto und de iure - außer Kraft gesetzt. 
Art. 44 11 "erfassung der DDR v. 7. 10. 1949: ,,Jede Religionsgenaeinschaft ordnet und 

verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig nach Maßgabe der für alle geltenden Gesetze". 
Art. 39 11 1 \'erfassung der DDR v. 6. 4. 1968: "Die Kirchen und anderen Religionsge­

naeinschaften ordnen ihre Angelegenheiten und üben ihre Tätigkeit aus in Übereinstiß1ß1ung 
mit der "erfassung und den gesetzlichen Bestiß1ß1ungen der Deutschen Denaokratischen 
Republik". 

6 "gI.: Peter Michael Huber; Das Staatskirchenrecht - Übergangsordnung oder Zukunfts­
konzept?, in: Eichenhofer, 80 Jahre VVeinaarer Reichsverfassung - VVas ist geblieben?, 
S. 117 ff., 117 (Er naacht ganz ina hier beschriebenen Sinne darauf aufnaerksaßl, daß die Kon-
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Ganz im Gegensatz aber dazu, daß die Weimarer Kirchenartikel, die immerhin die 
ältesten Bestimmungen der Verfassung sind, jedenfalls auf den ersten Blick unan­
gefochten dastehen, wurde um ihr Verständnis um so intensiver gerungen. Das hat 
seinen Grund u. a. darin, daß man in ihnen auf so unvereinbar scheinende Bestim­
mungen trifft, wie beispielsweise einerseits die des Art. 137 III 1 WRV, nach der 
jede Religionsgesellschaft ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken des für 
alle geltenden Gesetzes selbständig ordnet und verwaltet, und andererseits die des 
Art. 137 VI WRV, nach der die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes sind, berechtigt sind, auf Grund der bürgerlichen Steuer­
listen nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben; 
ferner auf der einen Seite die des Art. 137 I WRV, nach dem keine Staatskirche 
besteht, und auf der anderen Seite die des Art. 137 VI, 2 WRV, nach dem die Reli­
gionsgesellschaften Körperschaften des öffentlichen Rechtes bleiben, soweit sie 
solche bisher waren, und anderen Religionsgesellschaften auf ihren Antrag gleiche 
Rechte zu gewähren sind, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mit­
glieder die Gewähr der Dauer bieten. So enthalten die Weimarer Kirchenartikel 
sowohl Elemente der Trennung als auch Elemente der Verbindung zwischen Staat 
und Religionsgemeinschaften, was eine einheitliche Linie in ihrer Interpretation 
erheblich erschwerte und erschwert. 

Im folgenden sollen die grundlegenden staatskirchenrechtlichen Diskussionen, 
die sich im Gang der Jahre ergaben, grob skizziert werden. Sie werden die heraus­
ragende Bedeutung des Selbstbestimmungsrechts der Religionsgemeinschaften für 
das gesamte Staatskirchenrecht deutlich machen. 

J. Grundlegende staatskirchenrechtliche Diskussionen 

1. Entstehen und Bestehen der Weimarer Kirchenartikel 

Die Elemente der Trennung und der Verbindung zwischen Staat und Religions­
gemeinschaften, die die Weimarer Kirchenartikel enthalten, sind Hinweis auf eine 
bewegte Geschichte ihres Entstehens und Bestehens. 

Am Anfang, 1919, stand der in der Weimarer Nationalversammlung nach lan­
gem Kampf ausgehandelte Kompromiß 7 der Art. 135 - 141 WRV, der, wie gesehen, 
aus Elementen der Trennung und der Verbindung zwischen Staat und Religionsge­
meinschaften besteht. Als man im Parlamentarischen Rat 1948 / 49 keine Einigung 
über eine eigene Ordnung erreichen konnte, fand man den Kompromiß8, die Wei-

tinuität zwischen "Weimar" und "Bonn" / "Berlin" nirgends stärker und sichtbarer sei als 
hier.). 

7 Vgl.: earl Schmitt, Verfassungslehre7, S. 32 ff. ("dilatorischer Forme1kompromiß"). 
8 Vgl.: Hollerbach, VVDStRL 26 (1967), 57, 59 ("doppelter Kompromiß"). 
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marer Kirchenartikel durch Art. 140 GG zu Bestandteilen des Grundgesetzes zu 
machen. Die Gemeinsame Verfassungskommission schließlich, 1991 eingesetzt 
durch übereinstimmende Beschlüsse des Deutschen Bundestages und des Deut­
schen Bundesrates, hatte aufgrund der Deutschen Einheit die Aufgabe, über Ver­
fassungsänderungen und Verfassungsergänzungen zu beraten, die den gesetzgeben­
den Körperschaften vorgeschlagen werden sollten9. Nach Abschluß der Beratun­
gen gab die Gemeinsame Verfassungskommission allerdings keine Empfehlung im 
Bereich des Staatskirchenrechts ab lO• So blieb es bei der bisherigen Regelung. 

An Bestrebungen, die Elemente der Trennung auszudehnen, hat es im Laufe der 
Jahre nicht gefehlt (mitunter gar unter Berufung auf das, was Jesus auf die an ihn 
gerichtete Steuerfrage erwidert hatte: "Gebt dem Kaiser, was dem Kaiser gehört, 
und Gott, was Gott gehört!"II). Besonders zu nennen ist das 1973 vom Sonderaus­
schuß des Bundesvorstandes der F. D. P. erarbeitete Grundlagenpapier "Freie Kir­
chen im freien Staat"12. Ferner brachte 1992/93 der Vertreter der Gruppe Bündnis 
90/ Die Grünen Wolfgang Ullmann in der Gemeinsamen Verfassungskommission 
einen Antrag zur Änderung staatskirchenrechtlicher Vorschriften im Grundgesetz 
ein, dessen Tendenz ebenfalls in der Ausdehnung der Elemente der Trennung be­
stand13• Dieser Antrag wurde vom Vertreter der Gruppe PDS/LL Uwe-Jens Heuer 
nach dem Ausscheiden des Abgeordneten Ullmann übernommen 14. Aber die ganz 
überwiegende Zahl der Mitglieder der Gemeinsamen Verfassungskommission 
wollte an dem in den Weimarer Kirchenartikeln gefundenen Kompromiß festhal­
ten l5 . Aktuelle Relevanz, was die Ausdehnung der Elemente der Trennung angeht, 
haben sodann das Wahlprogramm 1998 der F. D. P., nach dem viele der im Grund­
lagenpapier "Freie Kirchen im freien Staat" erhobenen Forderungen "nach wie vor 
ein hohes Maß an Aktualität" besäßen l6, und das Wahlprograrnm 1998 von Bünd­
nis 90/Die Grünen, die das "Verhältnis von Staat und Kirche neu bestimmen" wol­
len l7. 

Galten die eben genannten Bestrebungen, die Elemente der Trennung auszudeh­
nen, de lege ferenda, war an Bestrebungen, die Elemente der Trennung de lege lata 

9 BTDrucks 12/6000, S. 119. 
10 BTDrucks 12/6000, S. 106. 
11 Mk 12, 17; Mt 22,21; Lk 20, 25. 
12 Zitiert nach: Rath, Trennung von Staat und Kirche? - Dokumente und Argumente, 

S. 14 ff. 
I3 BTDrucks 12/6000, S. 149. 
14 BTDrucks 12/6000, S. 158 f. 
15 BTDrucks 1216000, S. 106f. 

16 Das Wahlprogramm 1998 der F. D. P. ist am einfachsten bei der Bundesgeschäftsstelle 
(F. D. P., Bundesgeschäftsstelle, Thomas-Dehler-Haus, Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin) 
oder im Internet (www.fdp.de [Stand: 31. 12. 2001)) zu beziehen. 

17 Das Wahlprogramm 1998 von Bündnis 90/Die Grünen ist am einfachsten bei der Bun­
desgeschäftsstelle (Bündnis 90/Die Grünen, Bundesgeschäftsstelle, Platz vor dem Neuen 
Tor 1,10115 Berlin) oder im Internet (www.gruene.de [Stand: 31. 12.2001)) zu beziehen. 


